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REKRUTIERUNG UND BESCHÄFTIGUNG JÜDISCHER

ARBEITSKRÄFTE IM BESETZTEN POLEN UND
LITAUEN WÄHREND DES ERSTEN WELTKRIEGS*

„Während man oft von den Deportationen belgischer Arbeiter nach Deutsch-
land zum Zwecke der Durchführung des Hindenburgprogramms gehört hat, ist
von dem analogen Falle im Osten verhältnismäßig wenig gesprochen worden.“1

Während des Zweiten Weltkriegs mussten Juden in Ostmitteleuropa nicht
zum ersten Mal für eine deutsche Besatzungsmacht und deutsche Auftrag-
geber arbeiten. Es liegt also nahe, nach möglichen Vorbildern während des
Ersten Weltkriegs zu suchen, als schon einmal Okkupanten über die Ar-
beitskraft der jüdischen Bevölkerung in Polen und Litauen verfügten. Wie
sah deren Arbeit unter dieser ersten deutschen Besatzungsherrschaft aus?
War die Bevölkerung Polens und Litauens generell bereits während der
Jahre 1914 bis 1918 Zwangsarbeit ausgesetzt? Inwieweit war davon auch
die jüdische Bevölkerung betroffen? Lässt sich bereits zu dieser Zeit ein
ausgeprägter Antisemitismus der deutschen Besatzer feststellen und wenn
ja, welche Folgen hatte er? Und schließlich: Bildeten Ideen und Praktiken
aus der Zeit der „Urkatastrophe des Zwanzigsten Jahrhunderts“2 sogar eine
Art Vorläufer für den Zweiten Weltkrieg? Diesen Fragen soll im Folgen-
den nachgegangen werden. 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass die deutsche Arbeitskräftepolitik in
Osteuropa während des Ersten Weltkriegs wesentlich weniger erforscht
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ist3 als diejenige zur Zeit des Zweiten Weltkriegs. Zum Verhältnis von
deutscher Besatzungsmacht und osteuropäischen Juden und zur Lage jü-
discher Arbeitskräfte aus Osteuropa in den Jahren 1914 bis 1918 ist aber
mittlerweile eine Reihe von Publikationen erschienen.4 Erst seit kurzem
liegt eine umfassende Überblicksdarstellung der deutschen Arbeitskräfte-
und Besatzungspolitik im besetzten Polen und Litauen während des Ersten
Weltkriegs vor.5 

Die Quellenlage ist dadurch gekennzeichnet, dass 1945 ein äußerst
wichtiger Bestand – die Akten des preußischen Kriegsministeriums – durch
einen Bombentreffer fast völlig vernichtet wurde. Dieser Bestand umfasste
auch das Schriftgut der Besatzungsverwaltungen im Generalgouvernement
Warschau (Polen) und Ober Ost (Litauen). Umso notwendiger ist es, auf
alternative Überlieferungen zurückzugreifen, die glücklicherweise vorhan-
den sind; denn gerade zum Schicksal der jüdischen Arbeitskräfte liegen
verhältnismäßig viele Quellen vor. Dies hat seine Ursache nicht zuletzt
darin, dass es in der jüdischen Bevölkerung einen höheren Alphabetisie-
rungsgrad gab als in den anderen Bevölkerungsgruppen der besetzten
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Gebiete.6 Außerdem berichteten jüdische Organisationen in Deutschland
über die Lage ihrer Glaubensgenossen.

Im Folgenden sollen zunächst die Ausgangsbedingungen für die Rekru-
tierung und Beschäftigung jüdischer Arbeitskräfte im besetzten Polen und
Litauen während des Ersten Weltkriegs dargestellt werden, d. h. die Mi-
grationsregime in der Region vor 1914 und die wirtschaftliche und soziale
Lage der jüdischen Bevölkerung vor und nach Kriegsausbruch. Anschlie-
ßend werden die Entwicklungslinien, Bestimmungsfaktoren und Auswir-
kungen der deutschen Arbeitskräftepolitik analysiert. Schließlich wird der
Frage nachgegangen, inwieweit die deutsche Arbeitskräftepolitik im Ersten
Weltkrieg als ‚Probelauf‘ für diejenige im Zweiten Weltkrieg gelten kann.

Die wirtschaftliche und soziale Lage der jüdischen Bevölkerung
in Polen und Litauen vor und nach Kriegsausbruch 1914

Von großer Bedeutung für die Arbeitsverhältnisse in Polen und Litauen, die
im Jahr 1914 ganz überwiegend Teile des Russischen Reiches waren, sowie
für die deutsche Arbeitskräftepolitik in dieser Region, waren die Migra-
tionsregime, die sich in den vorangegangenen Jahrzehnten herausgebildet
hatten.7 Während in Russisch-Polen Unterbeschäftigung und niedrige
Löhne herrschten, existierte im Deutschen Reich aufgrund von Industriali-
sierung und Landflucht „Leutenot“ in Landwirtschaft und Industrie. Als
Folge davon wanderten seit dem Einsetzen der Hochkonjunktur in den
1890er Jahren alljährlich hunderttausende polnische Saisonarbeitskräfte
nach Deutschland, um dort vor allem in der Landwirtschaft zu arbeiten.
Um eine dauerhafte Ansiedlung dieser als ‚Reichsfeinde‘ betrachteten ‚bil-
ligen und willigen‘ Arbeitskräfte zu verhindern, zwangen die preußischen
Behörden sie jedes Jahr, nach Beendigung der Ernte wieder in ihre Heimat
zurückzukehren. Für die Landbevölkerung Russisch-Polens wurde die
Saisonarbeit in Deutschland zu einer wichtigen Erwerbsquelle, was aller-
dings mit zahlreichen Diskriminierungen und Härten verbunden war. In
Preußen wiederum stellten Behörden und Publizisten erschrocken fest, wie
sehr die Landwirtschaft mittlerweile von der Arbeit der ungeliebten pol-
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2. Bericht über die Einrichtung und Fortentwicklung der Verwaltung Wilna für das 1.
Vierteljahr 1916; ebd., 2. Verwaltungsbericht (VB) der Verwaltung bei der Etappen-
Inspektion der 9. Armee, April 1916.

nischen Arbeitskräfte abhängig war.8 Auch osteuropäische Juden kamen
während des Kaiserreichs in großer Zahl nach Deutschland. Die meisten
von ihnen blieben jedoch nicht im Reich, sondern nutzen Deutschland nur
als Durchgangsstation für die Auswanderung in die USA. Hierzu trug bei,
dass die preußischen Behörden bestrebt waren, mittels einer Transitkon-
trollpolitik dafür zu sorgen, dass sich die ‚Durchwanderer‘ nicht in
Deutschland niederließen. Darüber hinaus untersagten Erlasse vom 26.
November 1890 und 23. Dezember 1905 in Preußen die Anwerbung jü-
discher Arbeitskräfte aus dem Russischen Reich. Ausgangspunkt für diese
Politik war die antisemitische Furcht vor einer angeblichen ostjüdischen
Masseneinwanderung.9

Die Ausgangsgebiete der Saisonwanderung landwirtschaftlicher Arbeits-
kräfte nach Deutschland bildeten im Wesentlichen Russisch-Polen und das
österreichische Galizien. Litauen dagegen spielte in diesem Zusammenhang
kaum eine Rolle. Ursache hierfür war, dass es in Russisch-Polen eine sehr
hohe Bevölkerungsdichte gab, während Litauen eher dünn besiedelt war.
Große Teile der ländlichen Bevölkerung in Russisch-Polen besaßen entwe-
der kein eigenes Land oder aber die landwirtschaftlichen Flächen waren so
gering, dass die Besitzer nicht von ihnen leben konnten. Während Litauen
ganz überwiegend landwirtschaftlich geprägt war, hatte es in Russisch-
Polen in den Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg eine gewisse Indu-
strialisierung gegeben. Die hierdurch entstandenen Arbeitsplätze in der
Industrie und im Bergbau reichten aber nicht aus, um dem ländlichen
Proletariat ausreichend Beschäftigung zu bieten.10

Die jüdische Bevölkerung, die je nach Region zwischen 12 und 20
Prozent der Bevölkerung ausmachte, nahm in Polen wie auch in Litauen
eine Sonderstellung ein. Sie lebte vor allem in den Städten, wo sie vielfach
einen Großteil der Bevölkerung stellte und teilweise – wie z. B. in Białystok
und Grodno – sogar in der Mehrheit war.11 Bedingt durch traditionelle
Vorschriften und Gebräuche war sie vor allem im Handwerk und Handel
tätig. In Litauen nahmen die Juden in diesen Berufen eine dominante Rolle
ein. Einen auskömmlichen Unterhalt konnten diese Tätigkeitsfelder der
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gesamten jüdischen Bevölkerung jedoch nicht bieten, und in Industrie,
Bergbau und Landwirtschaft war sie nur in sehr geringem Ausmaß ver-
treten. Die Mehrheit der Juden, die zudem zahlreichen sozialen und politi-
schen Diskriminierungen ausgesetzt war, lebte daher in Armut.12 Diese
Armut sollte sich mit dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs und der deut-
schen Besatzung noch wesentlich vergrößern.

Abbildung 1: Die deutschen Besatzungsgebiete auf dem Territorium
des Russischen Reiches 1915–191713
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Nachdem es deutschen Truppen im Gefolge der Schlachten bei Tannen-
berg und an den Masurischen Seen (1914) gelungen war, die Bedrohung
der eigenen Ostgrenze durch die russische Armee abzuwenden, besetzte die
deutsche Armee bis zum Herbst 1915 – neben Belgien und Teilen Nord-
frankreichs, die bereits 1914 erobert worden waren – Litauen, Teile Lett-
lands sowie den nördlichen Teil Russisch-Polens. In Russisch-Polen wurde
das so genannte Generalgouvernement Warschau (GGW) eingerichtet, das
eine Zivilverwaltung unter Generalgouverneur Hans Hartwig von Beseler
und Verwaltungschef Wolfgang von Kries erhielt. Demgegenüber entstand
in den besetzten Gebieten des Baltikums, die als Verwaltungsgebiet „Ober
Ost“ zusammengefasst wurden, eine reine Militärverwaltung unter Paul
von Hindenburg und Erich Ludendorff (siehe Abbildung 1, S.37).

Bereits der Kriegsausbruch hatte die jüdische Bevölkerung durch Ver-
sorgungsengpässe in eine schwierige wirtschaftliche und soziale Lage
gebracht. Fluchtbewegungen und die massenhafte Deportation von Juden
ins Innere Russlands im Zuge des Rückzugs der russischen Armee trugen
zusätzlich dazu bei, das jüdische Wirtschaftsleben im GGW und in Ober
Ost zu zerrütten. Noch wesentlich verschlimmert aber wurde die Situation
infolge der deutschen Besatzung: Handwerk und Handel wurden von der
Rohstoffzufuhr und ihren traditionellen Absatzmärkten im Innern Russlands
abgeschnitten. In Litauen versuchte Verwaltungschef Franz Joseph von
Isenburg-Birstein sogar dezidiert, die Juden aus dem Handel zu verdrän-
gen.14 Mit der Krise von Handel und Handwerk aber verlor die jüdische
Bevölkerung ihre Haupterwerbszweige. Arbeitslosigkeit und Verelendung
griffen massiv um sich. Versorgungsschwierigkeiten und Preissteigerungen
trugen außerdem dazu bei, dass sich Hunger und Krankheiten ausbreiteten.
Durch den Niedergang der Industrie befand sich zwar auch die polnische
Bevölkerung in Russisch-Polen in einer schwierigen Situation. Viele pol-
nische Industriearbeiter suchten sich aber eine Beschäftigung bei Verwand-
ten in der Landwirtschaft, eine Möglichkeit, die der jüdischen Bevölkerung
nicht offen stand.15

Anwerbung und Beschäftigung in den besetzten Gebieten, 
Frühjahr 1915 bis Herbst 1916

Während sich in den Städten Ober Osts und vor allem des GGW nach
Kriegsausbruch Arbeitslosigkeit ausbreitete, wurde aus der ‚Leutenot‘ in
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Deutschland infolge der Einberufung von Millionen deutscher Männer zur
Armee und des Übergangs zur industrialisierten Kriegführung ein eklatan-
ter Arbeitskräftemangel, der ein großes Problem für die Kriegswirtschaft
darstellte. Ein Weg, diesem Arbeitskräftemangel zu begegnen, war die
Anwerbung von Arbeitskräften in den besetzten Gebieten. Im GGW ver-
suchten die dortige Zivilverwaltung sowie die halbamtliche Deutsche Ar-
beiterzentrale, an die Tradition der Saisonwanderung anzuknüpfen und
möglichst viele Arbeitskräfte für die Arbeit in Deutschland anzuwerben.
Auch in Ober Ost wurden Arbeitskräfte angeworben. Aufgrund der dünne-
ren Besiedlung, der geringeren Arbeitslosigkeit, der schwächer ausgepräg-
ten Tradition der Saisonwanderung und dem großen Bedarf der deutschen
Militärverwaltung vor Ort blieben die Anwerbungszahlen jedoch weit
hinter denjenigen im GGW zurück. So gingen während des Kriegs ins-
gesamt mindestens 220.000 Personen aus dem GGW zur Arbeit ins Reich
– zusätzlich zu den ca. 300.000 Saisonarbeitskräften, die bereits 1914 nach
Deutschland gegangen waren und dort seit Kriegsausbruch festgehalten
wurden. In Ober Ost und den südlich angrenzenden Etappengebieten wur-
den laut der Deutschen Arbeiterzentrale hingegen lediglich rund 34.000
Arbeitskräfte angeworben – bei einer Bevölkerung, die mit ca. drei Millio-
nen Einwohnern in etwa halb so groß war wie diejenige des GGW.16

Um den Anreiz für eine ‚freiwillige‘ Arbeitsaufnahme in Deutschland zu
erhöhen, wurde die wirtschaftliche Krise im Besatzungsgebiet durch Be-
triebsschließungen gezielt weiter verschärft. Auf die Anwendung von
außerökonomischem Zwang bei der Rekrutierung wurde zu diesem Zeit-
punkt noch weitgehend verzichtet. Allerdings durften die Arbeitskräfte,
einmal an ihrem Arbeitsplatz in Deutschland angekommen, diesen nicht
mehr verlassen. Sie waren nicht in der Lage, ihren Arbeitsvertrag zu
kündigen, und es war ihnen untersagt, für die Dauer des Kriegs in ihre
Heimat zurückzukehren. Es handelte sich also – sofern den Betroffenen die
Vertragsbedingungen im Vorfeld bekannt waren – um eine Art „freiwil-
ligen“ Eintritt in die Zwangsarbeit. In Anbetracht des Elends in der Heimat
erschien dies vielfach als das kleinere Übel.17

In diese Anwerbung wurden in immer stärkerem Maße auch jüdische
Arbeitskräfte einbezogen. Die bisherigen Beschränkungen für ihre Anwer-
bung und Beschäftigung wurden stetig weniger, so dass während des Kriegs
insgesamt ca. 30.000 jüdische Arbeitskräfte aus dem GGW und Ober Ost
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nach Deutschland gingen. Die Anwerbung und Beschäftigung jüdischer
Arbeitskräfte aus den besetzten russischen Gebieten war jedoch alles andere
als unumstritten. Das preußische Kriegsministerium und die Zivilverwal-
tung des GGW setzten sich vehement für eine maximale Rekrutierung auch
der jüdischen Bevölkerung ein, um der arbeitslosen jüdischen Bevölkerung
ein Einkommen zu verschaffen, vor allem aber, um der deutschen Kriegs-
wirtschaft dringend benötigte Arbeitskräfte zuzuführen. Das preußische
Ministerium des Innern hingegen lehnte die Beschäftigung osteuropäischer
Juden aus antisemitischen Beweggründen ab. In den Jahren 1915 bis 1917
konnten sich die Befürworter einer Anwerbung jüdischer Arbeitskräfte
unter Hinweis auf die Bedürfnisse der Kriegswirtschaft immer wieder
durchsetzten. Sie hatten jedoch mit zahlreichen Beschwerden von deutschen
Arbeitgebern zu kämpfen, die den jüdischen Arbeitskräften mangelnde
Fähigkeiten und einen fehlenden Willen zur Arbeit in der Industrie und im
Bergbau vorwarfen.18

Nicht nur in Deutschland, sondern auch in den besetzten Gebieten selbst
waren Arbeitskräfte in deutschen Diensten tätig – ein Umstand, der von der
Forschung bisher fast vollständig ignoriert worden ist. Im GGW trat diese
Form der Beschäftigung in ihrer Bedeutung hinter die Anwerbung nach
Deutschland zurück. Im März 1916 wurden bei Bahn-, Stellungs-, Straßen-,
Brücken- und Forstarbeiten aber immerhin rund 83.000 einheimische
Männer beschäftigt.19 Bei diesen Tätigkeiten handelte es sich zumeist um
freie Beschäftigungsverhältnisse ohne Zwangscharakter. Fanden sie in der
Nähe des Wohnorts der Arbeitskräfte statt, stellten sie für die Bevölkerung
einen möglichen Ausweg aus der Arbeitslosigkeit dar. Bezeichnenderweise
kam es vor, dass polnische Arbeitskräfte versuchten, sich solche Stellen zu
sichern und die jüdische Bevölkerung auszuschließen.20 

In Ober Ost hingegen hatte die Beschäftigung vor Ort – sowohl in Bezug
auf die Prioritäten der Militärverwaltung als auch auf den Umfang – einen
wesentlich größeren Stellenwert als die Anwerbung nach Deutschland. Die
Militärverwaltung verfolgte ambitionierte Ziele zur ökonomischen Ausnut-
zung des Landes, die eine große Zahl an Arbeitskräften in der Land- und
Forstwirtschaft sowie im Straßen- und Eisenbahnbau erforderten. Diese
Arbeitskräfte warb die Militärverwaltung vielfach nicht auf freiwilliger

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-944870-24-3.2013.33 | Generated on 2025-10-30 22:30:45



Jüdische Arbeitskräfte während des Ersten Weltkriegs 41

21  Bundesarchiv-Militärarchiv Freiburg (BAMA), PHD 8, Nr. 20, Befehls- und
Verordnungsblatt des Oberbefehlshabers Ost (BuV), Nr. 34, 26.6.1916, Ziffer 259. Ver-
waltungsordnung für das Etappengebiet, § 10, § 88, § 90.

22  PETRAS KLIMAS, Der Werdegang des Litauischen Staates von 1915 bis zur Bildung
der provisorischen Regierung im November 1918, Berlin 1919, S. 76 f.

23  WESTERHOFF, Zwangsarbeit, S. 143-179; LIULEVICIUS, Kriegsland, bes. S. 96-102;
MATTHÄUS, German Judenpolitik, S. 159 f. Siehe auch GStA, Rep. 84A, Nr. 6210. VB
Litauen, 1.7.1916–30.9.1916.

24  BAMA, PHD 8, Nr. 20, BuV, Nr. 34, 26.6.1916, Ziffer 259, Verwaltungsordnung
für das Etappengebiet, § 9.

25  Siehe z. B. MATTHÄUS, German Judenpolitik, S. 163; Bundesarchiv Koblenz (BAK),
N 238, Nr. 8. Leutnant Morsbach, Bürgermeister von Schaulen, 27.9.1916.

Basis an, sondern zog die Bevölkerung zwangsweise zu zahlreichen Tätig-
keiten heran. Personen, die sich weigerten, eine ihnen von deutschen
Behörden angebotene oder befohlene Arbeit zu verrichten, drohten Geld-
strafen bis zu 10.000 Mark oder Freiheitsentzug bis zu fünf Jahren.21

Landwirte wurden für nicht geleistete Dienste mit der Beschlagnahmung
von Vieh und landwirtschaftlichen Geräten bestraft.22

Die Ursache hierfür lag zum einen darin, dass Arbeitskräfte nicht in
ausreichendem Maße vorhanden waren. Zum anderen aber war die Militär-
verwaltung auch nicht bereit, ihre Pläne den örtlichen Gegebenheiten
anzupassen. So plante zum Beispiel die Forstverwaltung Bialowies einen
Holzabbau, der mehr als zehntausend Beschäftigte erforderte, obwohl in
der dünn besiedelten und wenig erschlossenen Gegend keinerlei Infra-
struktur für die Versorgung einer solchen Personenzahl vorhanden war.
Darüber hinaus wies die Militärverwaltung außerdem einen ausgewiesenen
Hang zu Zwangsmaßnahmen im Umgang mit der einheimischen Bevölke-
rung auf, die sie für unmündig und faul hielt.23 

Die zwangsweise Heranziehung traf grundsätzlich alle Bevölkerungs-
gruppen in Ober Ost. In der ‚Verfassung‘ von Ober Ost, der Verwaltungs-
ordnung vom 26. Juni 1916, war ausdrücklich festgelegt, dass alle Bevöl-
kerungsgruppen im Verwaltungsgebiet gleich zu behandeln seien.24

Tatsächlich war die jüdische Bevölkerung jedoch besonders von den
Zwangsmaßnahmen betroffen. Ausschlaggebend war zum einen die große
Arbeitslosigkeit, die die jüdische Bevölkerung ins Visier der Besatzungs-
behörden geraten ließ. Eine Rolle spielten allerdings auch antisemitische
Beweggründe, vor allem der Vorwurf, dass die Juden mehr noch als die
übrige Bevölkerung der besetzten Gebiete ‚arbeitsscheu‘ und ‚schmutzig‘
seien.25
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26  Siehe z. B. LCVIA, F. 641, ap. 1, B. 306. VB Kielmy für Februar 1916; ebd.,
B. 515. VB Wiezajcie, 1.9.1916; ebd., B. 572. VB Kupischki, 11.7.1916; ebd., VB
Kupischki, 30.9.1916; JULIUS BERGER, Ostjüdische Arbeiter im Kriege, in: Volk und Land
1 (1919), S. 834 f., 872.

Abbildung 2: Formen der Rekrutierung und Beschäftigung
von Arbeitskräften im GGW und in Ober Ost

Für die Lebens- und Arbeitsbedingungen dieser Zwangsarbeiter war ent-
scheidend, ob sie nur kurzfristig in der Nähe ihres Wohnortes eingesetzt
wurden, oder über einen längeren Zeitraum fernab ihres Wohnortes. Denn
war die Tätigkeit fernab des Wohnortes zu leisten, konnten sich die Ar-
beitskräfte nicht selbst versorgen und waren völlig den Besatzungsbehörden
ausgeliefert. Dies wiederum führte sehr häufig dazu, dass sie mit einer
unzureichenden Ernährung, Bekleidung, Unterkunft und medizinischer
Versorgung konfrontiert waren. Bei Beschäftigungen in der Nähe des
Wohnortes hingegen verblieben die Arbeitskräfte in ihrem gewohnten
Umfeld und konnten sich selbst versorgen.26 Diese Form der Zwangsarbeit
kann daher im Vergleich als ‚moderat‘ bezeichnet werden (s. Abbildung 2).
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27  BAB, R 3001, Nr. 7764. Generalquartiermeister, Verordnung betreffend die Ein-
schränkung der öffentlichen Unterstützungslasten und die Beseitigung allgemeiner Not-
stände, 3.10.1916.

28  CHRISTIAN WESTERHOFF, Zwangsarbeit im Ersten Weltkrieg? Rekrutierung von
Arbeitskräften aus Polen und dem Baltikum für die deutsche Kriegswirtschaft 1914–1918,
in: Interesse und Konflikt. Zur politischen Ökonomie der deutsch-polnischen Beziehungen,
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Zwangsmaßnahmen ab Herbst 1916 

Obwohl in den Jahren 1914 bis 1916 eine beachtliche Zahl an Arbeits-
kräften in den besetzten Gebieten angeworben wurde, reichte dies nicht
aus, um den enormen deutschen Bedarf zu decken. Hindenburg und ins-
besondere Ludendorff, die im August 1916 von Ober Ost an die Spitze der
Obersten Heeresleitung (OHL) wechselten, gelangten zu der Überzeugung,
dass eine ausreichende Versorgung mit Arbeitskräften und damit eine
erfolgreiche Fortführung des Kriegs nicht ohne Zwangsmaßnahmen mög-
lich sei. Bereits kurze Zeit nachdem sie ins Machtzentrum des Kaiserreichs
vorgedrungen waren, forderten sie daher die Verwaltungen der besetzten
Gebiete auf, Zwangsrekrutierungen durchzuführen, um auf diesem Wege
die notwendigen Arbeitskräfte nach Deutschland zu schaffen. Im Visier
standen dabei männliche Arbeitslose, die Unterstützungsleistungen in
Anspruch nahmen, obwohl sie arbeitsfähig waren, und denen man in
Deutschland oder bei den deutschen Behörden im besetzten Gebiet eine
Tätigkeit angeboten hatte. Ihnen wurde vorgeworfen, „arbeitsunwillig“ zu
sein.27

Der Aufforderung, Zwangsrekrutierungen durchzuführen, folgten die
Verwaltungen der besetzten Gebiete in unterschiedlicher Form. Während
aus Belgien ca. 60.000 Arbeitskräfte ins Reich deportiert wurden, wurden
im GGW nur ca. 5.000 überwiegend männliche Personen zwangsrekrutiert.
Diese wurden nicht ins Reich gebracht, sondern den Behörden in Ober Ost
zur Verfügung gestellt. Ober Ost selbst nahm weit umfangreichere Zwangs-
rekrutierungen vor. Hier wurden mehrere zehntausend Menschen im ge-
samten Verwaltungsgebiet herangezogen und in Arbeiterkolonnen und
Zivilarbeiterbataillonen eingesetzt. Erstere waren bereits Anfang 1916
gebildet worden, um Arbeitskräfte auch außerhalb ihres Wohnortes verfüg-
bar zu machen. Damit sollte ermöglicht werden, Tätigkeiten in Gegenden
durchzuführen, die dünn besiedelt waren oder für die sich keine freien
Arbeitskräfte finden ließen. Die im Herbst 1916 gebildeten Zivilarbeiterba-
taillone entwickelten diesen Gedanken weiter: In diesen Einheiten sollten
Zwangsarbeiter nicht nur wie bisher temporär, sondern dauerhaft eingesetzt
werden.28 Insbesondere die Beschäftigung in den Zivilarbeiterbataillonen
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29  SZAJKOWSKI, Jewish Workers, S. 896, 902 f.; STRAZHAS, Ostpolitik, S. 71, 207;
GStA, Rep. 84A, Nr. 6211. VB der Militärverwaltung Bialystok-Grodno für die Zeit
1.10.1916–1.4.1917.

30  GStA, Rep. 84A, Nr. 6210. 6. Vierteljahrsbericht des Verwaltungschefs bei dem
GGW für die Zeit 1.10.1916–31.12.1916.

31  SZAJKOWSKI, Jewish Workers, S. 902, 906.
32  BAK, N 238, Nr. 8. Leutnant Morsbach, Bürgermeister von Schaulen, 27.9.1916.

muss als ‚schwere Zwangsarbeit‘ bezeichnet werden, da diese Menschen
sehr widrigen Lebensbedingungen ausgesetzt waren und viele schwere
physische und psychische Schäden davontrugen.

Die jüdische Bevölkerung war sowohl im GGW als auch in Ober Ost
von diesen Zwangsmaßnahmen betroffen, allerdings unterschiedlich stark.
In Ober Ost wurden grundsätzlich Menschen aus allen Bevölkerungsgrup-
pen, also Litauer, Letten, Polen, Weißrussen und Juden zwangsrekrutiert
und zur Arbeit abkommandiert. Die jüdische Bevölkerung stellte allerdings
einen überproportional großen Anteil der Zwangsarbeiter.29 Bei den im
GGW, insbesondere im Raum Lodz, zwangsrekrutierten 5.000 Personen
handelte es sich hingegen fast ausschließlich um jüdische Männer.30 Wie ist
dies zu erklären?

In Ober Ost war die hohe Arbeitslosigkeit unter der jüdischen Bevölke-
rung ein Grund dafür, dass sie überproportional von den Zwangsrekrutie-
rungen betroffen war, denn diese Maßnahmen zielten explizit auf Arbeits-
lose ab.31 Es sind jedoch auch antisemitische Äußerungen, insbesondere der
Vorwurf der „Entwöhnung von der Arbeit“,32 bei Verwaltungsbeamten
anzutreffen. Welcher Faktor letztlich ausschlaggebend war, lässt sich
anhand der spärlichen Quellen allerdings nicht feststellen.

Auch im GGW dürfte die hohe Arbeitslosigkeit unter der jüdischen
Bevölkerung eine große Rolle gespielt haben. Eine Aussage von General-
gouverneur Beseler deutet jedoch darauf hin, dass die jüdische Bevölkerung
deshalb in besonderem Maße betroffen war, weil es sich bei ihr um eine
Minderheit handelte, auf die Beseler glaubte, wenig Rücksicht nehmen zu
müssen. Beseler, die Reichsleitung und auch die österreich-ungarische
Regierung planten, einen eigenständigen polnischen Staat auszurufen in der
Hoffnung, dass Teile der polnischen Bevölkerung im GGW bereit sein
würden, auf Seiten der Mittelmächte am Krieg gegen das Zarenreich teil-
zunehmen. Beseler wollte daher die polnische Bevölkerung nicht durch
Rekrutierungen von Zwangsarbeitern verstimmen. Sein Ziel war es, sie
möglichst davon zu verschonen und sich stattdessen auf die Juden zu kon-
zentrieren, die in den Überlegungen zur Aufstellung polnischer Armee-
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35  Latvijas Vēstures Valsts Arhīvs, Riga (Historisches Staatsarchiv Lettlands), 6428-1-
37. Besprechung über Arbeiterfragen, 17.12.1917; GStA, Rep. 84A, Nr. 6210. VB Litau-
en, 1.7.1916–30.9.1916; BAMA, PHD 23, Nr. 49. Zwischenbericht Litauen, 1.10.
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36  RUDOLF HÄPKE, Die deutsche Verwaltung in Litauen, 1915-1918, Berlin 1921, S. 82.
37  BERGER, Ostjüdische Arbeiter, S. 834 f.

einheiten keine Rolle spielten.33 Dass sich unter den Zwangsrekrutierten im
GGW fast ausschließlich Juden befanden, hatte also weniger mit antise-
mitischen Beweggründen, als vielmehr mit rücksichtslosem Machtkalkül zu
tun.

Kritik und Abbruch der Zwangsmaßnahmen 1916–1918

Während die Zwangsrekrutierungen im GGW schon bald wieder beendet
wurden, hielten sie in Ober Ost praktisch bis zum Ende der deutschen
Besatzung im Herbst 1918 an. Ein Grund für dieses unterschiedliche Vor-
gehen war die Proklamation eines polnischen Staates durch die deutsche
und österreich-ungarische Regierung am 5. November 1916. Die Zwangs-
rekrutierungen hatten zu weit mehr Unmut in der polnischen Bevölkerung
geführt, als von Beseler angenommen hatte. Sie drohten, sich negativ auf
die Werbung polnischer Soldaten auszuwirken und wurden daher bald
eingestellt.34

Auch die Zwangsmaßnahmen in Ober Ost riefen vor Ort, in Deutsch-
land und im Ausland Kritik hervor. Die uneingeschränkt herrschende
Militärverwaltung ließ sich hiervon jedoch nicht beeindrucken. Sie glaubte,
auf die Stimmung aller Bevölkerungsgruppen in Ober Ost keine Rücksicht
nehmen zu müssen, da sie diese für faul und unmündig hielt und zunächst
nicht vorhatte, parallel zu einem polnischen einen litauischen Staat auszuru-
fen. Große Teile der Militärverwaltung konnten sich zudem nicht vor-
stellen, die geplanten und vielfach unattraktiven Arbeiten auch ohne Zwang
durchzuführen.35 Als dann im Herbst 1917 ein litauischer Landesrat einge-
richtet wurde, wurden die Zivilarbeiterbataillone zwar offiziell aufgelöst,36

Zwangsarbeiterformationen bestanden aber unter anderem Namen und nur
leicht veränderten Bedingungen bis zum Kriegsende fort.37

Es gab jedoch noch einen weiteren Grund für die Einstellung der
Zwangsmaßnahmen im GGW: Jüdische Personen und Organisationen aus
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Deutschland setzten sich für ein Ende der dortigen Zwangsrekrutierungen
und Zwangsarbeit ein.38 Hier tat sich insbesondere Julius Berger, Sekretär
im Zionistischen Zentralbüro, hervor.39 Berger schlug dem Kriegsamt und
der Deutschen Arbeiterzentrale vor, die Zwangsrekrutierungen und die
Zwangsarbeit in den besetzten Gebieten durch eine systematische Vermitt-
lung jüdischer Beschäftigte nach Deutschland zu ersetzen, die von deut-
schen Juden organisiert werden sollte. Dadurch sollte nicht nur die Situati-
on der jüdischen Arbeitskräfte verbessert, sondern auch eine gezieltere
Vermittlung und effektivere Beschäftigung erreicht werden. Ende 1916
konnte Berger erste Erfolge verbuchen: Die Deutsche Arbeiterzentrale
genehmigte ihm die Einrichtung einer jüdischen Abteilung in Warschau, die
von nun an allein für die Vermittlung von Juden zuständig sein sollte. In
zahlreichen Fällen gelang es Berger als Leiter dieser Abteilung in der
Folgezeit, die Situation der jüdischen Arbeitskräfte zu verbessern. 

Während die Zwangsrekrutierungen im GGW noch 1916 eingestellt
wurden, war in Ober Ost weiterhin Zwangsarbeit in den Zivilarbeiterbatail-
lonen zu leisten. Berger versuchte daher, eine Auflösung der Zivilarbeiter-
bataillone zu erreichen, in denen die schlimmsten Zustände herrschten:
Mangelnde Ernährung, Bekleidung, Unterkunft und Hygiene sowie die
Tatsache, dass wahllos auch Alte und Kranke zwangsrekrutiert worden
waren, führten dazu, dass Krankheiten um sich griffen und es sogar ver-
mehrt zu Todesfällen kam.40 Arnold Zweig nannte die Zivilarbeiterbataillo-
ne in Ober Ost daher „eine Art Sibirien mitten im Lande“.41 Gleichzeitig
war die in den Zivilarbeiterbataillonen erbrachte Leistung sehr gering und
stand in keinem Verhältnis zu dem Aufwand und den Kosten. Ursache
hierfür waren zum einen die überhastete Aufstellung der Bataillone und der
Gedanke, dass Zivilarbeiterbataillone gleichzeitig auch abschreckend wir-
ken und zur freiwilligen Arbeitsaufnahme animieren sollten. Zum anderen
bot die Zwangsarbeit keinen Anreiz für die Betroffenen, besonders viel zu
leisten.42

Eine generelle Auflösung der Zivilarbeiterbataillone in Ober Ost konnte
Berger nicht erreichen. Immerhin wurden aber im Laufe des Jahres 1917
die 5.000 überwiegend jüdischen Beschäftigten, die im Herbst 1916 vor
allem im Raum Lodz zwangsrekrutiert, nach Ober Ost gebracht und dort in
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einem Zivilarbeiterbataillon beim Eisenbahnbau eingesetzt worden waren,
nach Hause entlassen.43

Im April 1918 erfuhren Bergers Bemühungen um eine Besserung der
Lage der jüdischen Bevölkerung einen herben Rückschlag: Das preußische
Innenministerium verhängte eine vollständige Schließung der Grenze für
osteuropäische Juden. Begründet wurde diese Grenzsperre, der sich die
anderen deutschen Staaten anschlossen, mit der vorgeschobenen Erklärung,
dass die osteuropäischen Juden Überträger des Fleckfiebers seien, dessen
Ausbreitung in Deutschland verhindert werden solle. Tatsächlich handelte
es sich um eine Übernahme von Positionen antisemitischer Kreise. Die
Vertreter eines sich im Laufe des Kriegs immer mehr um sich greifenden
Antisemitismus hatten sich gegen die Vertreter der Bedürfnisse der Kriegs-
wirtschaft durchgesetzt; so fand die Vermittlung jüdischer Arbeitskräfte
nach Deutschland Anfang 1918 ein Ende.44

Fazit und Ausblick

Die Arbeitsverhältnisse der jüdischen Bevölkerung im besetzten Polen und
Litauen während des Ersten Weltkriegs waren sehr unterschiedlich. Neben
freier Arbeit gab es ‚moderate‘ Zwangsarbeit in Deutschland und in den
besetzten Gebieten, die sich vor allem dadurch auszeichnete, dass Juden
das Arbeitsverhältnis nicht beenden konnten. Sie waren in der Regel nicht
in Lagern untergebracht und ihre Versorgungslage war relativ gut. Da-
neben gab es seit dem Herbst 1916 die ‚schwere‘ Zwangsarbeit in den
Zivilarbeiterbataillonen, die mit ihrer großen Unfreiheit und den schlechten
Lebensbedingungen an die Zwangsarbeit während des Zweiten Weltkriegs
erinnert. Dies machte allerdings nur einen kleinen Teil der Beschäftigungs-
verhältnisse aus. Generell ist festzustellen, dass die Zwangsarbeit in den
Jahren 1914 bis 1918 einen wesentlich geringeren Umfang hatte als diejeni-
ge in der Zeit von 1939 bis 1945.

Die jüdische Bevölkerung war infolge des Kriegs und der deutschen
Besatzung nach 1914 in eine sehr schwierige wirtschaftliche und soziale
Lage geraten und daher vielfach auf eine Arbeit in deutschen Diensten
angewiesen. Ihr blieben jedoch im Vergleich zum Zweiten Weltkrieg
gewisse Handlungsspielräume: Eine Arbeitsaufnahme in Deutschland
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erfolgte in der Regel auf freiwilliger Basis – wenn die Alternative auch
vielfach Hunger hieß. Außerdem konnten die Juden sich an ihrem Wohnort
frei bewegen und waren nicht wie im Zweiten Weltkrieg in Ghettos einge-
schlossen.

Bei der Heranziehung zur Zwangsarbeit griffen die deutschen Besat-
zungsbehörden sowohl im GGW als auch in Ober Ost stärker auf die jü-
dische Bevölkerung zurück als auf andere Bevölkerungsgruppen. Bei den
ca. 5.000 Zwangsrekrutierten im GGW handelte es sich sogar fast aus-
schließlich um Juden. Gerade hierfür waren jedoch nicht antisemitische
Beweggründe, sondern die hohe Arbeitslosigkeit unter der jüdischen Bevöl-
kerung und insbesondere politisches Kalkül verantwortlich. In Ober Ost
galt offiziell der Grundsatz, alle Bevölkerungsgruppen gleich zu behandeln.
Gleichwohl sind antisemitische Äußerungen von Mitgliedern der Ver-
waltung überliefert. Ob dieser Antisemitismus oder aber die Arbeitslosig-
keit letztlich ausschlaggebend für die überproportionale Heranziehung von
Juden zur Zwangsarbeit war, lässt sich aufgrund der dünnen Quellenlage
nicht mit Bestimmtheit sagen.

Eindeutig antisemitisch motiviert war die Grenzsperre für osteuropäi-
sche Juden, die das preußische Ministerium des Innern im April 1918
verhängte. Diese Maßnahme führte allerdings nicht nur dazu, dass der Not
leidenden jüdischen Bevölkerung eine Erwerbsquelle verloren ging. Sie
verhinderte gewissermaßen auch Zwangsarbeit, da es sich bei der Be-
schäftigung in Deutschland aufgrund des Rückkehrverbots um ‚moderate‘
Zwangsarbeit handelte, die nun nicht weiter ausgebaut werden konnte.

Die Situation der jüdischen Bevölkerung unterschied sich damit wesent-
lich von derjenigen während des Zweiten Weltkriegs. Zwar sticht ins Auge,
dass die Juden im besetzten Polen und Litauen bereits während des Ersten
Weltkriegs in besonderem Maße von Zwangsarbeit betroffen war. Auch
sind bei den Behörden an verschiedenen Stellen antisemitische Einstel-
lungen festzustellen. Dieser Antisemitismus war jedoch nicht Teil einer
rassistischen Staatsideologie, und er führte auch nicht automatisch zur
Zwangsarbeit. Eine rassenideologisch begründete allgemeine Pflicht zur
Zwangsarbeit, wie sie in Polen 1939 für die jüdische Bevölkerung einge-
führt wurde, gab es in den Jahren 1914 bis 1918 nicht.

Im Unterschied zum Zweiten Weltkrieg war die Zwangsarbeit während
des ‚Großen Kriegs‘ nicht überall eine dauerhafte Erscheinung und die
Entscheidung zu ihrer Durchführung war nicht allerorts unumstößlich. Im
GGW stellte die dortige Zivilverwaltung die Zwangsrekrutierungen noch
im Jahr 1916 wieder ein. Dies weist darauf hin, dass es im Gegensatz zum
Zweiten Weltkrieg politische und gesellschaftliche Akteure gab, die Kritik
an den Maßnahmen äußern und zumindest in Russisch-Polen auch auf ihre
Beendigung hinwirken konnten. Auch deutsche Juden wie Julius Berger
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konnten zumindest zeitweise Besserungen für die jüdischen Arbeitskräfte
erwirken. Eine solche Fürsprache war unter der nationalsozialistischen
Herrschaft undenkbar.

Im Gegensatz zur Zivilverwaltung im GGW hielt die Militärverwaltung
in Ober Ost bis zum Ende der deutschen Besatzung im November 1918 an
Zwangsarbeiterformationen in Form von Zivilarbeiterbataillonen fest. Die
Kritik im In- und Ausland – die allerdings nicht annähernd das Ausmaß
erreichte wie die Verurteilung der Deportationen aus Belgien – konnte hier
wenig ausrichten. Selbst die miserable wirtschaftliche Bilanz der Zivil-
arbeiterbataillone ließ die Militärverwaltung nicht von der ‚schweren‘
Zwangsarbeit abrücken. 

Schließlich stellt sich die Frage, inwieweit die Rekrutierung und Be-
schäftigung von Juden während des Ersten Weltkriegs als ein Erfahrungs-
hintergrund für die Arbeitskräftepolitik in Polen und Litauen während des
Zweiten Weltkriegs gelten kann. Wie gezeigt wurde, wies die deutsche
Arbeitskräftepolitik in beiden Weltkriegen erhebliche Unterschiede auf.
Viele bestimmende Faktoren während der zweiten deutschen Besatzung
sind auf Eigenheiten der nationalsozialistischen Herrschaft zurückzuführen
wie z. B. die Rassenideologie. Dennoch ist nicht auszuschließen, dass das
nationalsozialistische Regime ‚Lehren‘ aus dem Ersten Weltkrieg zog.
Obwohl Ulrich Herbert die Zwangsarbeit während des Ersten Weltkriegs
bereits 1984 als ‚Probelauf‘ bezeichnet hat,45 wirft die Forschung an dieser
Stelle noch immer viele offene Fragen auf,46 weil diese These nie einge-
hend überprüft wurde. Eine umfassende Überprüfung kann auch an dieser
Stelle nicht erfolgen, da dies den Rahmen der vorliegenden Untersuchung
sprengen würde. Es können lediglich einige Hinweise gegeben werden.

Die Einführung der Zwangsarbeit während des Ersten Weltkriegs schuf
einen Präzedenzfall. Sie hatte sich vielfach als unproduktiv erwiesen und zu
harscher Kritik im In- und Ausland geführt. In der Zwischenkriegszeit
wurden die Verantwortlichen jedoch nicht verurteilt,47 sondern es setzte
sich die Vorstellung durch, dass es sich bei den Zwangsmaßnahmen um
Kriegsnotwendigkeiten gehandelt habe.48 Dies öffnete die Tür für ein
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ähnliches Vorgehen in der Zukunft, zumal sich gezeigt hatte, dass die
Zwangsrekrutierungen im besetzten Polen und Litauen weit weniger inter-
nationalen Protest hervorgerufen hatten als diejenigen an der Westfront.

Vejas Gabriel Liulevicius weist in seinem Buch ‚Kriegsland im Osten‘
noch auf ein weiteres ‚Erbe‘ der Besatzungserfahrung in Ober Ost hin:
Viele Deutsche hielten die Bevölkerung Osteuropas für chaotisch, unrein
und faul und waren der Überzeugung, dass ein strenges Regiment notwen-
dig sei, um dort für Ordnung zu sorgen.49 Aufbauend auf seinen Erfahrun-
gen in Ober Ost propagierte Ludendorff in der Zwischenkriegszeit den
‚totalen Krieg‘: Eine zukünftige deutsche Führung solle – wie die Militär-
verwaltung Ober Ost – rücksichtslos alle menschlichen und materiellen
Ressourcen in den Dienst der Kriegsführung stellen. Jegliche Opposition
müsse von vornherein ausgeschaltet werden.50 Diese Ideen fanden in rech-
ten Kreisen weite Verbreitung51 und wurden auch von Hitler begierig
aufgenommen.52 

Einen grundlegenden Bruch zwischen beiden Weltkriegen bildet jedoch
die wesentlich größere Gewaltbereitschaft und Brutalität der deutschen
Besatzer, die sich kaum aus dem Ersten Weltkrieg ableiten lässt. Auch der
rassenideologische, mörderische Antisemitismus, der die Arbeitsverhält-
nisse der jüdischen Bevölkerung im besetzten Osteuropa während des
Zweiten Weltkriegs ganz wesentlich bestimmte, lässt sich nur schwer aus
den Erfahrungen des Ersten Weltkriegs erklären. Antisemitische Argumen-
te standen 1914 bis 1918 vielfach im Gegensatz zu kriegswirtschaftlichen
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Zuge der Verstaatlichung und Zentralisierung der Arbeitskräftepolitik schrittweise zwischen
1933 und 1935 aufgelöst.

Erwägungen und wurden diesen daher häufig untergeordnet. Erst die zu-
nehmende Krise der deutschen Kriegsführung und insbesondere die Nieder-
lage im Herbst 1918 führten zu einem massiven Auftrieb des Antisemitis-
mus und zu seiner Radikalisierung.53 Grundsätzlich ist davon auszugehen,
dass der Erste Weltkrieg eher einen mittelbaren, indirekten „Hintergrund
an Erfahrungen“54 und Deutungen bildete, als dass es zu direkten Lern-
prozessen und Kontinuitätslinien kam – schon allein deswegen nicht, weil
es kaum personelle Kontinuitäten in den Besatzungsverwaltungen im Ersten
und Zweiten Weltkrieg gab.55
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